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len, soweit dies zu ihrem Schutz erforderlich
ist. 2§ 273 des Bürgerlichen Gesetzbuchs
bleibt unberührt.

§15 Entschädigung und Schadensersatz
(1) 1Bei einem Verstoß gegen das Benachtei-
ligungsverbot ist der Arbeitgeber verpflich-
tet, den hierdurch entstandenen Schaden zu
ersetzen. 2Dies gilt nicht, wenn der Arbeitge-
ber die Pflichtverletzung nicht zu vertreten
hat.
(2) 1Wegen eines Schadens, der nicht Vermö-
gensschaden ist, kann der oder die Beschäf-
tigte eine angemessene Entschädigung in
Geld verlangen. 2Die Entschädigung darf bei
einer Nichteinstellung drei Monatsgehälter
nicht übersteigen, wenn der oder die Be-
schäftigte auch bei benachteiligungsfreier
Auswahl nicht eingestellt worden wäre.
(3) Der Arbeitgeber ist bei der Anwendung
kollektiv-rechtlicher Vereinbarungen nur
dann zur Entschädigung verpflichtet, wenn er
vorsätzlich oder grob fahrlässig handelt.
(4) 1Ein Anspruch nach Absatz 1 oder 2 muss
innerhalb einer Frist von zwei Monaten
schriftlich geltend gemacht werden, es sei
denn, die Tarifvertragsparteien haben etwas
anderes vereinbart. 2Die Frist beginnt im Falle
einer Bewerbung oder eines beruflichen Auf-
stiegs mit dem Zugang der Ablehnung und in
den sonstigen Fällen einer Benachteiligung
zu dem Zeitpunkt, in dem der oder die Be-
schäftigte von der Benachteiligung Kenntnis
erlangt.
(5) Im Übrigen bleiben Ansprüche gegen den
Arbeitgeber, die sich aus anderen Rechtsvor-
schriften ergeben, unberührt.
(6) Ein Verstoß des Arbeitgebers gegen das
Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1 be-
gründet keinen Anspruch auf Begründung
eines Beschäftigungsverhältnisses, Berufs-
ausbildungsverhältnisses oder einen berufli-
chen Aufstieg, es sei denn, ein solcher ergibt
sich aus einem anderen Rechtsgrund.

§16 Maßregelungsverbot
(1) 1Der Arbeitgeber darf Beschäftigte nicht
wegen der Inanspruchnahme von Rechten
nach diesem Abschnitt oder wegen der Wei-

gerung, eine gegen diesen Abschnitt versto-
ßende Anweisung auszuführen, benachteili-
gen. 2Gleiches gilt für Personen, die den Be-
schäftigten hierbei unterstützen oder als
Zeuginnen oder Zeugen aussagen.

(2) 1Die Zurückweisung oder Duldung be-
nachteiligender Verhaltensweisen durch be-
troffene Beschäftigte darf nicht als Grundlage
für eine Entscheidung herangezogen werden,
die diese Beschäftigten berührt. 2Absatz 1
Satz 2 gilt entsprechend.

(3) § 22 gilt entsprechend.

Unterabschnitt 4
Ergänzende Vorschriften

§17 Soziale Verantwortung der
Beteiligten

(1) Tarifvertragsparteien, Arbeitgeber, Be-
schäftigte und deren Vertretungen sind auf-
gefordert, im Rahmen ihrer Aufgaben und
Handlungsmöglichkeiten an der Verwirkli-
chung des in § 1 genannten Ziels mitzuwir-
ken.

(2) 1In Betrieben, in denen die Voraussetzun-
gen des § 1 Abs. 1 Satz 1 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes vorliegen, können bei einem
groben Verstoß des Arbeitgebers gegen Vor-
schriften aus diesem Abschnitt der Betriebs-
rat oder eine im Betrieb vertretene Gewerk-
schaft unter der Voraussetzung des § 23
Abs. 3 Satz 1 des Betriebsverfassungsgeset-
zes die dort genannten Rechte gerichtlich
geltend machen; § 23 Abs. 3 Satz 2 bis 5 des
Betriebsverfassungsgesetzes gilt entspre-
chend. 2Mit dem Antrag dürfen nicht Ansprü-
che des Benachteiligten geltend gemacht
werden.

§18 Mitgliedschaft in Vereinigungen
(1) Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten
entsprechend für die Mitgliedschaft oder die
Mitwirkung in einer

1. Tarifvertragspartei,
2. Vereinigung, deren Mitglieder einer be-

stimmten Berufsgruppe angehören oder
die eine überragende Machtstellung im
wirtschaftlichen oder sozialen Bereich in-

§§ 15–18 AGG: Allgemeines GleichbehandlungsG I.2

I

www.WALHALLA.de 51

www.WALHALLA.de


nehat, wenn ein grundlegendes Interesse
am Erwerb der Mitgliedschaft besteht,

sowie deren jeweiligen Zusammenschlüssen.

(2) Wenn die Ablehnung einen Verstoß gegen
das Benachteiligungsverbot des § 7 Abs. 1
darstellt, besteht ein Anspruch auf Mitglied-
schaft oder Mitwirkung in den in Absatz 1
genannten Vereinigungen.

Abschnitt 3
Schutz vor Benachteiligung im

Zivilrechtsverkehr

§19 Zivilrechtliches Benachteiligungs-
verbot

(1) Eine Benachteiligung aus Gründen der
Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft,
wegen des Geschlechts, der Religion, einer
Behinderung, des Alters oder der sexuellen
Identität bei der Begründung, Durchführung
und Beendigung zivilrechtlicher Schuldver-
hältnisse, die

1. typischerweise ohne Ansehen der Person
zu vergleichbaren Bedingungen in einer
Vielzahl von Fällen zustande kommen
(Massengeschäfte) oder bei denen das
Ansehen der Person nach der Art des
Schuldverhältnisses eine nachrangige Be-
deutung hat und die zu vergleichbaren
Bedingungen in einer Vielzahl von Fällen
zustande kommen oder

2. eine privatrechtliche Versicherung zum
Gegenstand haben,

ist unzulässig.

(2) Eine Benachteiligung aus Gründen der
Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft
ist darüber hinaus auch bei der Begründung,
Durchführung und Beendigung sonstiger zi-
vilrechtlicher Schuldverhältnisse im Sinne des
§ 2 Abs. 1 Nr. 5 bis 8 unzulässig.

(3) Bei der Vermietung von Wohnraum ist
eine unterschiedliche Behandlung im Hin-
blick auf die Schaffung und Erhaltung sozial
stabiler Bewohnerstrukturen und ausgewo-
gener Siedlungsstrukturen sowie ausgegli-
chener wirtschaftlicher, sozialer und kulturel-
ler Verhältnisse zulässig.

(4) Die Vorschriften dieses Abschnitts finden
keine Anwendung auf familien- und erb-
rechtliche Schuldverhältnisse.

(5) 1Die Vorschriften dieses Abschnitts finden
keine Anwendung auf zivilrechtliche Schuld-
verhältnisse, bei denen ein besonderes Nähe-
oder Vertrauensverhältnis der Parteien oder
ihrer Angehörigen begründet wird. 2Bei
Mietverhältnissen kann dies insbesondere
der Fall sein, wenn die Parteien oder ihre An-
gehörigen Wohnraum auf demselben Grund-
stück nutzen. 3Die Vermietung von Wohn-
raum zum nicht nur vorübergehenden Ge-
brauch ist in der Regel kein Geschäft im Sinne
des Absatzes 1 Nr. 1, wenn der Vermieter
insgesamt nicht mehr als 50 Wohnungen
vermietet.

§20 Zulässige unterschiedliche
Behandlung

(1) 1Eine Verletzung des Benachteiligungs-
verbots ist nicht gegeben, wenn für eine un-
terschiedliche Behandlung wegen der Religi-
on, einer Behinderung, des Alters, der sexu-
ellen Identität oder des Geschlechts ein
sachlicher Grund vorliegt. 2Das kann insbe-
sondere der Fall sein, wenn die unterschied-
liche Behandlung

1. der Vermeidung von Gefahren, der Verhü-
tung von Schäden oder anderen Zwecken
vergleichbarer Art dient,

2. dem Bedürfnis nach Schutz der Intimsphä-
re oder der persönlichen Sicherheit Rech-
nung trägt,

3. besondere Vorteile gewährt und ein Inter-
esse an der Durchsetzung der Gleichbe-
handlung fehlt,

4. an die Religion eines Menschen anknüpft
und im Hinblick auf die Ausübung der Re-
ligionsfreiheit oder auf das Selbstbestim-
mungsrecht der Religionsgemeinschaften,
der ihnen zugeordneten Einrichtungen
ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform sowie
der Vereinigungen, die sich die gemein-
schaftliche Pflege einer Religion zur Auf-
gabe machen, unter Beachtung des je-
weiligen Selbstverständnisses gerechtfer-
tigt ist.

I.2 AGG: Allgemeines GleichbehandlungsG §§ 19–20

I

52 www.WALHALLA.de

www.WALHALLA.de


(2) 1Kosten im Zusammenhang mit Schwan-
gerschaft undMutterschaft dürfen auf keinen
Fall zu unterschiedlichen Prämien oder Leis-
tungen führen. 2Eine unterschiedliche Be-
handlung wegen der Religion, einer Behin-
derung, des Alters oder der sexuellen Identi-
tät ist im Falle des § 19 Abs. 1 Nr. 2 nur
zulässig, wenn diese auf anerkannten Prinzi-
pien risikoadäquater Kalkulation beruht, ins-
besondere auf einer versicherungsmathema-
tisch ermittelten Risikobewertung unter Her-
anziehung statistischer Erhebungen.

§21 Ansprüche
(1) 1Der Benachteiligte kann bei einem Ver-
stoß gegen das Benachteiligungsverbot un-
beschadet weiterer Ansprüche die Beseiti-
gung der Beeinträchtigung verlangen. 2Sind
weitere Beeinträchtigungen zu besorgen, so
kann er auf Unterlassung klagen.

(2) 1Bei einer Verletzung des Benachteili-
gungsverbots ist der Benachteiligende ver-
pflichtet, den hierdurch entstandenen Scha-
den zu ersetzen. 2Dies gilt nicht, wenn der
Benachteiligende die Pflichtverletzung nicht
zu vertreten hat. 3Wegen eines Schadens, der
nicht Vermögensschaden ist, kann der Be-
nachteiligte eine angemessene Entschädi-
gung in Geld verlangen.

(3) Ansprüche aus unerlaubter Handlung
bleiben unberührt.

(4) Auf eine Vereinbarung, die von dem Be-
nachteiligungsverbot abweicht, kann sich der
Benachteiligende nicht berufen.

(5) 1Ein Anspruch nach den Absätzen 1 und 2
muss innerhalb einer Frist von zwei Monaten
geltend gemacht werden. 2Nach Ablauf der
Frist kann der Anspruch nur geltend gemacht
werden, wenn der Benachteiligte ohne Ver-
schulden an der Einhaltung der Frist verhin-
dert war.

Abschnitt 4
Rechtsschutz

§22 Beweislast
Wenn im Streitfall die eine Partei Indizien
beweist, die eine Benachteiligung wegen ei-

nes in § 1 genannten Grundes vermuten las-
sen, trägt die andere Partei die Beweislast
dafür, dass kein Verstoß gegen die Bestim-
mungen zum Schutz vor Benachteiligung
vorgelegen hat.

§23 Unterstützung durch Anti-
diskriminierungsverbände

(1) 1Antidiskriminierungsverbände sind Per-
sonenzusammenschlüsse, die nicht gewerbs-
mäßig und nicht nur vorübergehend entspre-
chend ihrer Satzung die besonderen Interes-
sen von benachteiligten Personen oder Per-
sonengruppen nach Maßgabe von § 1 wahr-
nehmen. 2Die Befugnisse nach den Absät-
zen 2 bis 4 stehen ihnen zu, wenn sie min-
destens 75 Mitglieder haben oder einen Zu-
sammenschluss aus mindestens sieben
Verbänden bilden.

(2) 1Antidiskriminierungsverbände sind be-
fugt, im Rahmen ihres Satzungszwecks in
gerichtlichen Verfahren als Beistände Be-
nachteiligter in der Verhandlung aufzutreten.
2Im Übrigen bleiben die Vorschriften der Ver-
fahrensordnungen, insbesondere diejenigen,
nach denen Beiständen weiterer Vortrag un-
tersagt werden kann, unberührt.

(3) Antidiskriminierungsverbänden ist im
Rahmen ihres Satzungszwecks die Besorgung
von Rechtsangelegenheiten Benachteiligter
gestattet.

(4) Besondere Klagerechte und Vertretungs-
befugnisse von Verbänden zu Gunsten von
behinderten Menschen bleiben unberührt.

Abschnitt 5
Sonderregelungen für öffentlich-
rechtliche Dienstverhältnisse

§24 Sonderregelung für öffentlich-
rechtliche Dienstverhältnisse

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten unter
Berücksichtigung ihrer besonderen Rechts-
stellung entsprechend für
1. Beamtinnen und Beamte des Bundes, der

Länder, der Gemeinden, der Gemeinde-
verbände sowie der sonstigen der Aufsicht
des Bundes oder eines Landes unterste-
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henden Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts,

2. Richterinnen und Richter des Bundes und
der Länder,

3. Zivildienstleistende sowie anerkannte
Kriegsdienstverweigerer, soweit ihre Her-
anziehung zum Zivildienst betroffen ist.

Abschnitt 6
Antidiskriminierungsstelle des

Bundes und Unabhängige Bundes-
beauftragte oder Unabhängiger
Bundesbeauftragter für Anti-

diskriminierung

§25 Antidiskriminierungsstelle des
Bundes

(1) Beim Bundesministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend wird unbeschadet
der Zuständigkeit der Beauftragten des
Deutschen Bundestages oder der Bundesre-
gierung die Stelle des Bundes zum Schutz vor
Benachteiligungen wegen eines in § 1 ge-
nannten Grundes (Antidiskriminierungsstelle
des Bundes) errichtet.
(2) 1Der Antidiskriminierungsstelle des Bun-
des ist die für die Erfüllung ihrer Aufgaben
notwendige Personal- und Sachausstattung
zur Verfügung zu stellen. 2Sie ist im Einzel-
plan des Bundesministeriums für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend in einem eigenen
Kapitel auszuweisen.
(3) Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes
wird von der oder dem Unabhängigen Bun-
desbeauftragten für Antidiskriminierung ge-
leitet.

§26 Wahl der oder des Unabhängigen
Bundesbeauftragten für Anti-
diskriminierung; Anforderungen

(1) Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung wird auf Vor-
schlag der Bundesregierung vom Deutschen
Bundestag gewählt.
(2) Über den Vorschlag stimmt der Deutsche
Bundestag ohne Aussprache ab.

(3) Die vorgeschlagene Person ist gewählt,
wenn für sie mehr als die Hälfte der gesetzli-
chen Zahl der Mitglieder des Deutschen Bun-
destages gestimmt hat.

(4) 1Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung muss zur Er-
füllung ihrer oder seiner Aufgaben und zur
Ausübung ihrer oder seiner Befugnisse über
die erforderliche Qualifikation, Erfahrung und
Sachkunde insbesondere im Bereich der An-
tidiskriminierung verfügen. 2Insbesondere
muss sie oder er über durch einschlägige Be-
rufserfahrung erworbene Kenntnisse des An-
tidiskriminierungsrechts verfügen und die
Befähigung für die Laufbahn des höheren
nichttechnischen Verwaltungsdienstes des
Bundes haben.

§26a Rechtsstellung der oder des
Unabhängigen Bundes-
beauftragten für Anti-
diskriminierung

(1) 1Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung steht nach
Maßgabe dieses Gesetzes in einem öffent-
lich-rechtlichen Amtsverhältnis zum Bund.
2Sie oder er ist bei der Ausübung ihres oder
seines Amtes unabhängig und nur dem Ge-
setz unterworfen.

(2) Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung untersteht der
Rechtsaufsicht der Bundesregierung.

§26b Amtszeit der oder des
Unabhängigen Bundes-
beauftragten für Anti-
diskriminierung

(1) Die Amtszeit der oder des Unabhängigen
Bundesbeauftragten für Antidiskriminierung
beträgt fünf Jahre.

(2) Eine einmalige Wiederwahl ist zulässig.

(3) Kommt vor Ende des Amtsverhältnisses
eine Neuwahl nicht zustande, so führt die
oder der bisherige Unabhängige Bundesbe-
auftragte für Antidiskriminierung auf Ersu-
chen der Bundespräsidentin oder des Bun-
despräsidenten die Geschäfte bis zur Neu-
wahl fort.
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§26c Beginn und Ende des Amts-
verhältnisses der oder des
Unabhängigen Bundesbeauftragten
für Antidiskriminierung; Amtseid

(1) 1Die oder der nach § 26 Gewählte ist von
der Bundespräsidentin oder dem Bundesprä-
sidenten zu ernennen. 2Das Amtsverhältnis
der oder des Unabhängigen Bundesbeauf-
tragten für Antidiskriminierung beginnt mit
der Aushändigung der Ernennungsurkunde.
(2) 1Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung leistet vor der
Bundespräsidentin oder dem Bundespräsi-
denten folgenden Eid: „Ich schwöre, dass ich
meine Kraft dem Wohl des deutschen Volkes
widmen, seinen Nutzen mehren, Schaden
von ihm wenden, das Grundgesetz und die
Gesetze des Bundes wahren und verteidigen,
meine Pflichten gewissenhaft erfüllen und
Gerechtigkeit gegen jedermann üben werde.
So wahr mir Gott helfe.“ 2Der Eid kann auch
ohne religiöse Beteuerung geleistet werden.
(3) Das Amtsverhältnis endet
1. regulär mit dem Ablauf der Amtszeit oder
2. wenn die oder der Unabhängige Bundes-

beauftragte für Antidiskriminierung vor-
zeitig aus dem Amt entlassen wird.

(4) 1Entlassen wird die oder der Unabhängige
Bundesbeauftragte für Antidiskriminierung
1. auf eigenes Verlangen oder
2. auf Vorschlag der Bundesregierung, wenn

die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung eine schwe-
re Verfehlung begangen hat oder die Vor-
aussetzungen für die Wahrnehmung ihrer
oder seiner Aufgaben nicht mehr erfüllt.

2Die Entlassung erfolgt durch die Bundesprä-
sidentin oder den Bundespräsidenten.
(5) 1Im Fall der Beendigung des Amtsverhält-
nisses vollzieht die Bundespräsidentin oder
der Bundespräsident eine Urkunde. 2Die Ent-
lassung wird mit der Aushändigung der Ur-
kunde wirksam.

§26d Unerlaubte Handlungen und
Tätigkeiten der oder des
Unabhängigen Bundesbeauftragten
für Antidiskriminierung

(1) Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung darf keine
Handlungen vornehmen, die mit den Aufga-
ben des Amtes nicht zu vereinbaren sind.
(2) 1Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung darf während
der Amtszeit und während einer anschlie-
ßenden Geschäftsführung keine anderen Tä-
tigkeiten ausüben, die mit dem Amt nicht zu
vereinbaren sind, unabhängig davon, ob es
entgeltliche oder unentgeltliche Tätigkeiten
sind. 2Insbesondere darf sie oder er
1. kein besoldetes Amt, kein Gewerbe und

keinen Beruf ausüben,
2. nicht dem Vorstand, Aufsichtsrat oder

Verwaltungsrat eines auf Erwerb gerichte-
ten Unternehmens, nicht einer Regierung
oder einer gesetzgebenden Körperschaft
des Bundes oder eines Landes angehören
und

3. nicht gegen Entgelt außergerichtliche
Gutachten abgeben.

§26e Verschwiegenheitspflicht der
oder des Unabhängigen Bundes-
beauftragten für Anti-
diskriminierung

(1) 1Die oder der Unabhängige Bundesbeauf-
tragte für Antidiskriminierung ist verpflichtet,
über die Angelegenheiten, die ihr oder ihm im
Amt oder während einer anschließenden Ge-
schäftsführung bekannt werden, Verschwie-
genheit zu bewahren. 2Dies gilt nicht für Mit-
teilungen im dienstlichen Verkehr oder für
Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung be-
dürfen. 3Die oder der Unabhängige Bundes-
beauftragte für Antidiskriminierung entschei-
det nach pflichtgemäßem Ermessen, ob und
inwieweit sie oder er über solche Angele-
genheiten vor Gericht oder außergerichtlich
aussagt oder Erklärungen abgibt.
(2) 1Die Pflicht zur Verschwiegenheit gilt auch
nach Beendigung des Amtsverhältnisses oder
nach Beendigung einer anschließenden Ge-
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